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Es war zu erwarten, daß die Beklagte, die sich offenbar 
des Widerspruchs zwischen der ihr vom BGH zur Führung 
„Jenaer“ im Firmennamen zuerkannten Befugnis und dem 
Warenzeichenrecht der BRD bewußt war, behauptete, das 
Wort „Jena“ habe in dem strittigen Warenzeichen „seine 
ursprüngliche Bedeutung als Ortsangabe völlig verloren“.

Im Gegensatz zum Oberlandesgericht München, dem 
vorinstanzlichen Gericht, ist der BGH der Auffassung der 
Beklagten nicht gefolgt. Indem er sich auf Ergebnisse einer 
vom Landgericht München veranlaßten Befragung der 
einschlägigen Verkehrskreise stützte, führte er aus, daß 
eine auf diese Weise festgestellte „Irrtumsrate von 32 Pro­
zent auf jeden Fall über die Grenzen der Unbeachtlichkeit 
hinausgeht“34; denn 32 Prozent der Befragten'hatten in 
einem Warenzeichen „Jena“ einen Hinweis auf die Stadt 
Jena gesehen. Da also eine beachtenswerte Anzahl von 
Verbrauchern einem Warenzeichen „Jena“ eine geographi­
sche Bedeutung beimißt, mußte der BGH zwischen den 
Interessen der Beklagten und dem Schutz der Verbraucher 
vor Irreführung abwägen. Daß zum jetzigen Zeitpunkt (!) 
dem Schutz der Verbraucher in dieser Frage (und nicht 
auch in dem Warenzeichen „Jenaer Glas“!) der Vorrang 
gegeben wurde, liegt — wie bereits ausgeführt — darin 
begründet, daß dem Mainzer Unternehmen mit der Zu­
erkennung der alten geographischen Bezeichnung eine in­
zwischen ausreichende Starthilfe gewährt worden ist.

Der BGH führt im Urteil weiter aus, das Zurücktreten- 
müssen der Interessen der Beklagten gegenüber dem 
Schutz der Verbraucher vor Irreführung „gilt auch mit 
Rücksicht auf das Interesse der in Jena ansässigen Indu­
strie, im Rahmen der durch Gesetz und Rechtsprechung 
festgelegten Grenzen ungestört auf die örtliche Herkunft 
ihrer Waren hinweisen zu können“.35 Dies ist wahrlich ein 
„schöner“ Zug. Die in Jena ansässigen Betriebe dürfen auf 
ihren Sitz hinweisen, wenn dies im Rahmen derjenigen 
Grenzen geschieht, die von den im Widerspruch zum Völ­
kerrecht stehenden Gesetzen und der Rechtsprechung der 
BRD festgelegt worden sind.

Dieser Standpunkt entspricht der immer noch nicht auf­
gegebenen völkerrechtswidrigen Konzeption vom Weiter­
bestehen des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937. 
Zugleich wird der Anschein erweckt, als lasse der BGH die 
Realitäten nicht völlig außer acht. Daß der Klage stattge­
geben wurde, ist ausschließlich darauf zurückzuführen, daß 
das wachsende Interesse der BRD-Monopolbourgeoisie am 
Schutz ihrer geographischen Herkunftsangaben und an 
Warenzeichen, die in sich Ortsbezeichnungen aufgenom­
men haben, berücksichtigt werden muß. Dieses ökonomi­
sche Interesse hat in der BRD-Rechtsprechung zur Heraus­
bildung des Grundsatzes geführt, daß die Umwandlung 
einer geographischen Angabe in eine Beschaffenheitsan­
gabe — wegen der damit verbundenen Befugnis zu ihrer 
freien Benutzung durch jedermann — erst dann abgeschlos­
sen ist, wenn nur noch ein unbeachtlicher Teil der Ver­
kehrskreise in der Angabe einen Hinweis auf die 
geographische Herkunft der damit gekennzeichneten Er­
zeugnisse sieht. Da der BGH diesen Schutzanspruch nicht 
gefährden wollte, mußte er so entscheiden. Anderenfalls 
könnte BRD-Unternehmen in solchen Staaten, in denen 
die ihnen zustehenden geographischen Herkunftsangaben 
durch unberechtigte Dritte benutzt werden, die BRD- 
Rechtsprechung entgegengehalten werden. Aus diesem 
übergeordneten Interesse der Monopolbourgeoisie konnte 
der BGH nicht das Einzelinteresse des Mainzer Unterneh­
mens über den von ihm entwickelten Rechtsgrundsatz 
stellen. *
Das BGH-Urteil vom 26. September 1980 in Sachen „Jena“ 
zeigt, daß der BGH die gegenüber der volkseigenen Wirt­
schaft der DDR betriebene Sonderrechtsprechung grund­
sätzlich nicht aufgibt. Wenn auch im Gesamtinteresse der 
BRD-Monopolbourgeoisie und sicherlich auch unter Be­
rücksichtigung der zwischen der DDR und der BRD beste­
henden Wirtschaftsbeziehungen in Richtung auf die Erfor­

dernisse der Zeit ein kleiner Schritt getan worden ist38; so 
wurde doch gerade mit diesem Urteil die alte rechtswidrige 
Position bekräftigt.37

Im Gemeinsamen Kommuniquö vom 13. Dezember 1981 
haben die DDR und die BRD ihrer Überzeugung Ausdruck 
gegeben, daß die weitere Entwicklung ihrer gegenseitigen 
Beziehungen „ein wesentliches Element der Entspannung 
und Friedenssicherung in Europa ist“ und daß sie bestrebt 
sind, „die im gegenseitigen Interesse liegende wirtschaft­
liche und industrielle Zusammenarbeit langfristig zu ent­
wickeln, zu erleichtern und zu vertiefen“.38 Dem Würde 
gerecht, wenn die gesamte gegen die DDR-Wirtschaft ge­
richtete Sonderrechtsprechung in den Fragen der Firmen­
bezeichnungen und Warenzeichen auf gegeben würde. Beide 
deutsche Staaten haben „sich seit längerem bescheinigt, 
daß sie Völkerrechtssubjekte sind. Es ist an der Zeit, daß 
die Bundesrepublik Deutschland die unausweichlichen 
Schlußfolgerungen daraus zieht“.33 1 11
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